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§  1 Einführung

A. Stillstand und offene Fragen

Die Gesellschafternachfolge von Todes wegen ist weder im Sach- noch im Kol-
lisionsrecht ein neues Problem. In Deutschland reichen diesbezügliche Gerichts-
entscheidungen zurück bis in die Zeit des Reichsgerichts1, und viele Monografi-
en haben sich des Themas in der Vergangenheit angenommen.2 Auch wenn die 
wissenschaftliche Diskussion nie vollständig abebbte3 und die kollisionsrechtli-
che Seite der Gesellschafternachfolge seit Bekanntwerden der Regelungen zur 
EuErbVO verstärkt Beachtung fand4, blieben die kollisionsrechtlichen Erkennt-
nisse zumeist beim status quo zum autonomen Recht stehen.5 Viele Autoren sind 
der Ansicht, dass sich unter der EuErbVO im Wesentlichen nichts an der kolli
sionsrechtlichen Bewertung der Gesellschafternachfolge gegenüber der Rechts-
lage nach dem autonomen Recht geändert habe.6 Die wissenschaftliche Diskus-
sion liefe, würde man sich ihnen anschließen, auf einen weitgehenden Stillstand 

1  Siehe beispielhaft die Reichsgerichtsentscheidung RG, 17.3.1886, RGZ 16, 40, in der die 
Beteiligungsfähigkeit einer Erbengemeinschaft an einer oHG verneint wurde.

2  In kollisionsrechtlicher Hinsicht: Dornhegge, Vererbung Personengesellschaftsanteile im 
IPR (2012), Haverkamp, Erbfolge in Gesellschaftsanteile im IPR (2007) sowie Witthoff, Verer-
bung Personengesellschaften (1993); in sachrechtlicher Hinsicht: Menold, Vererbung Gesamt-
handspersonengesellschaften (2005); rechtsvergleichend: Peitsmeyer, Vererbung Gesell-
schaftsanteile (2004) sowie Behrens, OHG und erbrechtliche Nachfolge (1969).

3  Vgl. die grundlegenden Aufsätze zum autonomen deutschen Kollisionsrecht Dutta, 
RabelsZ 73 (2009), 727 sowie von Oertzen, IPRax 1994, 73.

4  Vgl. die grundlegenden Aufsätze zum EU-Kollisionsrecht D. Paulus, notar 2016, 3 sowie 
Leitzen, ZEV 2012, 520.

5  Siehe NK-BGB-Looschelders, Art.  1 EuErbVO Rn.  53 (Anknüpfungsgrundsätze entsprä-
chen insofern „den im deutschen IPR entwickelten Abgrenzungskriterien“); Deixler-Hübner/
Schauer-Mankowski, Art.  1 EuErbVO Rn.  57 ([…] ohne dass sich […] für die Abgrenzung 
zwischen Gesellschafts- und Erbrecht substantiell etwas ändern würde“); Müller-Lukoschek, 
EuErbVO (2015), S.  86 („Abgrenzung nach deutschem Rechtsverständnis deckt sich weitge-
hend mit der Abgrenzung, die die ErbVO vornimmt“); Buschbaum/Simon, NJW 2012, 2393, 
2394 („ErbVO zeichnet insoweit die deutsche Rechtslage nach“); Leitzen, ZEV 2012, 520, 520 
(„keine Neuerungen“).

6  Ibid.
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hinaus, in dem die tradierten Grundsätze des autonomen Rechts auf das EU-Kol-
lisionsrecht übertragen werden. Alles bliebe beim Alten.
Der Stillstand der wissenschaftlichen Diskussion wird freilich nicht dem neu-

en Regelungsregime der EuErbVO gerecht. Das Inkrafttreten der EuErbVO ist 
eine Zäsur, die auch die Qualifkation der Gesellschafternachfolge von Todes we-
gen verändert. Das Prinzip der Nachlasseinheit und formell gesetzliche Anhalts-
punkte wie Art.  1 Abs.  2 lit.  h, lit.  i EuErbVO und Art.  23 Abs.  2 EuErbVO ver-
langen methodisch und inhaltlich danach, die Qualifikation der Gesellschafter-
nachfolge neu zu bewerten. 
Insbesondere muss der vielfach bemühte7, aber selten begründete8 Vorrang des 

Gesellschaftsstatuts hinterfragt werden. Die EuErbVO enthält keine Anhalts-
punkte dafür, dass Rechtsfragen der Gesellschafternachfolge vorrangig gesell-
schaftsrechtlich zu qualifizieren sind.9 Der Vorrang des Gesellschaftsstatuts ist 
nur ein Relikt mitgliedstaatlicher Rechtsvorstellungen. Gerade die Vorrangdis-
kussion, auf die im Einzelnen einzugehen ist, zeigt, wie die überwiegende Lite-
raturmeinung zur Gesellschafternachfolge noch mitgliedstaatlichen Rechtsvor-
stellungen verhaftet ist und wie wichtig eine Arbeit zur Gesellschafternachfolge 
ist, die sich von den mitgliedstaatlichen Rechtsvorstellungen löst und die Rege-
lungen der EuErbVO unionsautonom auslegt.
Aber nicht nur die autonome Auslegung der EuErbVO ist in der Diskussion 

um die internationale Gesellschafternachfolge von Todes wegen bisher zu kurz 
gekommen. Auch der EU-primärrechtlichen Dimension der Gesellschafternach-
folge ist im Qualifikationsprozess kaum Beachtung geschenkt worden10, obwohl 
die grenzüberschreitende Gesellschafternachfolge von Todes wegen sich als pri-
märrechtssensibel erweist und nach einer primärrechtskonformen Qualifikation 
ihrer Rechtsfragen verlangt.11 Namentlich sind weder die Kapitalverkehrsfreiheit 
(Art.  63 AEUV) noch die Testierfreiheit (Art.  17 Abs.  1 S.  1 GrCH) im Qualifika-
tionsprozess bisher berücksichtigt worden.

7  Siehe MüKo-BGB-Dutta, Art.  1 EuErbVO Rn.  38; Geimer/Schütze-C. Schall/Simon, 
Art.  1 EuErbVO Rn.  34; Basedow/Dutta, RabelsZ 74 (2010), 522, 555; D. Paulus, notar 2016, 
3, 9 f.; Dörner, ZEV 2012, 505, 508; Hertel, in: Dutta/Herrler/Bonomi, EuErbVO (2014), 85, 
105; Kindler, GmbHR 2015, R305, R306; Kindler, in: FS Stilz (2014), 345, 353; Cubeddu Wie-
demann, in: Löhnig, Erbfälle unter EuErbVO (2014), 109, 137; Remde, RNotZ 2012, 65, 69.

8  Grundlegend nur Dutta, RabelsZ 73 (2009), 727, 736–743.
9  Zur Vorrangdiskussion S. 159  ff.
10  Nur die Niederlassungsfreiheit (Artt.  49, 54 AEUV), die nach Auffassung des Autors 

freilich nicht in der Gesellschafternachfolge von Todes wegen einschlägig ist (dazu S. 126  ff.), 
ist bisher im Qualifikationsprozess berücksichtigt worden: grundlegend Dutta, RabelsZ 73 
(2009), 727, 736–740; an diese Ausführungen anknüpfend: MüKo-BGB-Dutta, Art.  1 EuErb-
VO Rn.  38; Basedow/Dutta, RabelsZ 74 (2010), 522, 554 f.; D. Paulus, notar 2016, 3, 9.

11  Zum EU-Primärrecht der Gesellschafternachfolge von Todes wegen S. 114  ff.
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Ferner unterblieb eine differenzierte Anknüpfung zwischen den Anteilen eines 
unbeschränkt haftenden Personengesellschafters und eines Kommanditisten. Ge-
sellschaftsrechtliche Sonderregeln in der Gesellschafternachfolge erklären sich 
oft über die personalistische Prägung von Personengesellschaften, den soge-
nannten intuitus personae. Dass der intuitus personae von Kommanditanteilen 
zutreffenderweise nur ein „Klischee“12 ist, fand im deutschen Sachrecht zwar 
prominente Vertreter13, blieb aber jedenfalls kollisionsrechtlich unbeachtet. Die 
Arbeit setzt sich zum Ziel, die kollisionsrechtlichen Folgen dieses „Klischee[s]“ 
– die weitgehende gesellschaftsrechtliche Sonderanknüpfung in der Vererbung 
von Kommanditanteilen – zu hinterfragen. 

B. Untersuchungsgegenstand

Voraussetzung jeder kollisionsrechtlichen Untersuchung ist der grenzüberschrei-
tende Sachverhalt. Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit kann daher nur die 
Gesellschafternachfolge von Todes wegen mit Auslandsberührung sein. Fallen 
Erb- und Gesellschaftsstatut auseinander, entscheidet ihre Abgrenzung über das 
anwendbare Recht in der jeweiligen Rechtsfrage. Dieser Abgrenzungsvorgang, 
im IPR als Qualifikation bekannt14, steht im Zentrum dieser Arbeit. Ausgangs-
punkt der Qualifikation ist insbesondere die Bereichsausnahme des Art.  1 Abs.  2 
lit.  h EuErbVO, in der sich die Verordnung in „Fragen des Gesellschaftsrechts“ 
für nicht anwendbar erklärt. Zu solchen Fragen gehören ausweislich ihres Wort-
lauts „Klauseln im Errichtungsakt oder in der Satzung einer Gesellschaft, […], 
die das Schicksal der Anteile verstorbener Gesellschafter […] regeln“. 
Welche Rechtsfragen in der Gesellschafternachfolge als „Fragen des Gesell-

schaftsrechts“ und welche als erbrechtlich zu qualifizieren sind, ergibt sich nur 
rudimentär aus der Bereichsausnahme. In vielen Grenzfällen bietet der Wortlaut 
keine Hilfe. Solche Grenzfälle treten vor allem auf, soweit sich im internen Recht 
Sonderregeln der Gesellschafternachfolge entwickelt haben, um zwischen ge-
sellschaftsrechtlichen Prinzipien und erbrechtlichen Instituten zu vermitteln. Sie 
stehen an der Schnittstelle zwischen Erb- und Gesellschaftsrecht und erschweren 
die Qualifikation der jeweils berührten Rechtsfragen. So könnte die Sondererb-

12  K. Schmidt, in: FS Reimer (2010), 629, 635.
13  Neben K. Schmidt (Fn.  12) ähnlich bereits Ulmer, NJW 1990, 73, 75, der in der Hinterfra-

gung der Sondererbfolge des Kommanditanteils freilich noch einen „ketzerische[n] Gedan-
ke[n]“ sah; die Ähnlichkeit zum Körperschaftsanteil betonend Ann, Erbengemeinschaft (2001), 
S.  358.

14  Zu methodischen Einzelheiten, die in der Qualfikationsfrage nahezu vollständig umstrit-
ten sind, S. 98  ff.
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folge deutschen Rechts, nach der die Erben abweichend von §§  2032 ff. BGB 
einzeln in die Personengesellschaftsanteile des Erblassers nachfolgen, als Tribut 
an die personengesellschaftsrechtliche Organisations- und Haftungsverfassung 
gesellschaftsrechtlich zu qualifizieren sein. Da die Anteile aber auf erbrechtli-
chem Wege übergehen, kommt freilich auch eine erbrechtliche Qualifikation der 
Sondererbfolge in Betracht. Ähnliche Abgrenzungsprobleme stellen sich bei den 
Sonderregeln zur Testamentsvollstreckung, die die Zulässigkeit der Verwal-
tungstestamentsvollstreckung einschränken und ferner nach einer gesellschafts-
vertraglichen Zustimmungsklausel zur Testamentsvollstreckung verlangen. Der 
Wortlaut der Bereichausnahme hält keine Anhaltspunkte bereit, um in diesen 
Rechtsfragen zwischen Erb- und Gesellschaftsstatut abzugrenzen, obwohl es das 
erklärte Ziel der Verordnung ist, dem Bürger Klarheit über die Reichweite des 
Erbstatuts, also Rechtssicherheit zu verschaffen.15 Da die normativen Anhalts-
punkte der EuErbVO zu schlicht geraten sind, bedarf die Qualifikation der Ge-
sellschafternachfolge von Todes wegen einer ausführlichen Untersuchung.16 

C. Gang der Untersuchung

Die Untersuchung beginnt mit den materiellrechtlichen Grundlagen der Gesell-
schafternachfolge von Todes wegen. Dabei sind zunächst die Sonderregeln der 
Gesellschafternachfolge im deutschen Recht sowie im Rechtsvergleich heraus-
zuarbeiten, um das Spannungsfeld zwischen Erb- und Gesellschaftsrecht im 
Kontext der mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen zu beleuchten und die Qualifi-
kationsfragen für den kollisionsrechtlichen Teil dieser Arbeit aufzuwerfen. Die 
erb- und gesellschaftsrechtlichen Instrumente der Gesellschafternachfolge wer-
den sodann am Beispiel der deutschen Rechtslage erläutert.
Im Anschluss an die materiellrechtlichen Grundlagen geht die Untersuchung 

zu ihrem kollisionsrechtlichen Teil über. Die methodischen Fragen der Qualifika-
tion werden im Kontext des EU-Kollisionsrechts geklärt, bevor die Rechtsgrund-
lagen der internationalen Gesellschafternachfolge von Todes wegen zu untersu-
chen sind. Schließlich ist das anwendbare Recht auf die Gesellschafternachfolge 
von Todes wegen zu bestimmen. In diesem Zusammenhang ist der Frage nach 
dem Vorrang des Gesellschaftsstatuts und der primärrechtskonformen Qualifika-
tion einzelner Rechtsfragen nachzugehen.

15  Vgl. Erwägungsgrund 37 S.  1 EuErbVO.
16  Vgl. Leitzen, ZEV 2012, 520, 521: Umstrittene Detailfragen müssten „in jedem Einzel-

fall“ entschieden werden; ähnlich Cubeddu Wiedemann, in: Löhnig, Erbfälle unter EuErbVO 
(2014), 109, 137.
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Bereits im Sachrecht stoßen in der Gesellschafternachfolge von Todes wegen 
Erb- und Gesellschaftsrecht aufeinander. Rechtsfragen, die später im kollisions-
rechtlichen Falllösungsprozess zu qualifizieren sind, erschließen sich erst aus 
dem Spannungsfeld von Erb- und Gesellschaftsrecht. Unerlässlich ist daher, sich 
dem Konflikt von sachrechtlicher Seite aus zu nähern.

A. Sonderregeln der Gesellschafternachfolge von Todes wegen  
im deutschen Recht

Über die letzten Jahrzehnte haben sich in Rechtsprechung und Literatur Sonder-
regeln zur Gesellschafternachfolge deutschen Rechts herausgebildet, um im Re-
gelungskonflikt zwischen Erb- und Gesellschaftsrecht zu vermitteln. Sie werden 
im Folgenden für die drei Konfliktfelder der Vererblichkeit, der Nachlasszuord-
nung und der Testamentsvollstreckung herausgearbeitet, die keineswegs ab-
schließend, aber beispielhaft das Spannungsfeld von Erb- und Gesellschaftsrecht 
illustrieren.1

I. Vererblichkeit

Nach welchem Regelungsregime sich bestimmt, ob der Gesellschafter-Erblasser 
über seinen Gesellschaftsanteil letztwillig verfügen kann (Vererblichkeit), ist für 
Personengesellschaften und Kapitalgesellschaften nicht einheitlich zu beant
worten.

1. Sonderregeln im Personengesellschaftsrecht

Im Personengesellschaftsrecht gilt insofern der Vorrang des Gesellschaftsrechts.2 
Dem Vorrang zufolge müssen das Handelsgesetzbuch (z. B. §  177 HGB) oder der 

1  Zu weiteren Konfliktfeldern wie der Frage von Ausgleichsansprüchen im kollisionsrecht-
lichen Teil auf S. 222  ff. 

2  Flesner, DB 2011, 2362, 2363; Frhr. von Hoyenberg, RNotZ 2007, 377, 382; kritisch aber 



6 §  2 Konflikt zwischen Erb- und Gesellschaftsrecht

Gesellschaftsvertrag die letztwillige Verfügung über den Gesellschaftsanteil zu-
gunsten der jeweiligen Erben zulassen. Liegt keine solche gesellschaftsrechtli-
che Regelung vor, ist die Vererbung des Gesellschaftsanteils dinglich ausge-
schlossen3, und die kraft gewillkürter oder gesetzlicher Erbfolge bestimmten 
Erben erhalten lediglich einen Abfindungsanspruch für das todesbedingte Aus-
scheiden des Gesellschafter-Erblassers (vgl. §  738 Abs.  1 S.  2 BGB).4

Allerdings ist trotz Vorrangs des Gesellschaftsrechts die Erbenstellung keines-
wegs überflüssig. Während das Gesellschaftsrecht die Frage entscheidet, ob je-
mand in die Gesellschafterposition des Erblassers von Todes wegen nachfolgen 
kann, bestimmt das Erbrecht, wer, also welcher Erbe, dem Gesellschafter-Nach-
folger nachfolgt. Denn die Nachfolge in einen Personengesellschaftsanteil er-
folgt kraft Erbrechts und bestimmt sich deshalb nach der Erbenstellung des ge-
setzlich oder gesellschaftsvertraglich zugelassenen Nachfolgers.5

2. Keine Sonderregeln im Kapitalgesellschaftsrecht 

Im Kapitalgesellschaftsrecht ist die freie Vererblichkeit des Gesellschaftsanteils 
zwingend und damit gesellschaftsrechtlichen Nachfolgeregelungen entzogen.6 
Einziehungs- oder Abtretungsklauseln sind lediglich Instrumente, um die Gesell-
schafternachfolge zu steuern, nachdem die Erben den Anteil bereits von Todes 
wegen erworben haben.7 Zwar ist die freie Vererblichkeit im Gegensatz zu Ge-
schäftsanteilen an einer GmbH (§  15 Abs.  1 Var. 2 GmbHG) für Aktien an einer 
AG nicht ausdrücklich angeordnet, sie wird im AktG aber vorausgesetzt.8 In der 
freien Vererblichkeit zeigt sich eine wesentliche Gemeinsamkeit von AG und 
GmbH: Sie bleiben als Kapitalgesellschaften unabhängig von todesbedingten 
Veränderungen des Gesellschafterkreises bestehen. Ihre Gesellschafter sind aus-
tauschbar.
Sowohl die Vererblichkeit des Kapitalgesellschaftsanteils als auch der Nach-

folgevorgang selbst unterliegen daher den allgemeinen Regeln des Erbrechts.9 

Weipert, in: FS Bezzenberger (2000), 439, 447, der im Ergebnis den Primat des Gesellschafts-
rechts prinzipiell ablehnt („Der nie begründeten These […] vom Vorrang des Gesellschafts-
rechts gegenüber dem Erbrecht wird endlich der Boden entzogen.“).

3  Ivo, ZEV 2006, 302, 305.
4  Flesner, DB 2011, 2362, 2363.
5  Statt aller MüKo-HGB-K. Schmidt, §  139 HGB Rn.  12. 
6  MüKo-GmbHG-Reichert/M.-P. Weller, §  15 GmbHG Rn.  438; Michalski-Ebbing, §  15 

GmbHG Rn.  6.
7  Zu solchen Klauseln im Kapitalgesellschaftsrecht im Einzelnen S. 73  ff.
8  Vgl. Frhr. von Hoyenberg, RNotZ 2007, 377, 387.
9  MüKo-GmbHG-Reichert/M.-P. Weller, §  15 GmbHG Rn.  438; Michalski-Ebbing, §  15 

GmbHG Rn.  6, 9.
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Im Gegensatz zum Personengesellschaftsrecht spielt die Satzung in der Gesell-
schafternachfolge von Todes wegen keine Rolle. Denn Satzungsregelungen dür-
fen die zwingende Vererblichkeit eines Kapitalgesellschaftsanteils nicht umge-
hen, indem sie diese beschränken oder ausschließen. Vielmehr entscheidet sich 
die Nachfolge von Todes wegen allein über die Erbenstellung. Nur der Gesell-
schafter-Erblasser bestimmt mit seiner letztwilligen Erbeinsetzung über die 
Nachfolge in seinen Anteil.10 

3. Dogmatischer Hintergrund

Die Frage, ob Gesellschaftsanteile vererblich sind, beantwortet sowohl für Per-
sonen- als auch Kapitalgesellschaften das Gesellschaftsrecht. Nur die Antwort 
fällt unterschiedlich aus. Während das Personengesellschaftsrecht in §§  131 
Abs.  3 S.  1 Nr.  1, 177 HGB ausdrücklich erlaubt, gesellschaftsvertraglich abwei-
chende Regelungen für die Gesellschafternachfolge und die damit verbundene 
Frage der Vererblichkeit zu treffen, erklärt das Kapitalgesellschaftsrecht die Ver-
erblichkeit für zwingend (vgl. §  15 Abs.  1 Var. 2 GmbHG), entzieht sie der Sat-
zungsautonomie der Gesellschafter und lässt allein das allgemeine Erbrecht in 
der Nachfolge entscheiden.11 Warum die Vererblichkeit eines Personengesell-
schaftsanteils der gesellschaftsvertraglichen Autonomie der Gesellschafter un-
terliegt, während die Vererblichkeit eines Kapitalgesellschaftsanteils zwingendes 
Recht ist, lässt sich über strukturelle Unterschiede der Gesellschafterstellung in 
Personen- und Kapitalgesellschaften erklären. 

a) Selbstorganschaft und Gläubigerschutz im Personengesellschaftsrecht

Personengesellschaften sind Verbände, die von ihren unbeschränkt haftenden 
Gesellschaftern geprägt sind.12 Die Wichtigkeit der Gesellschafterstellung illus
triert das Prinzip der Selbstorganschaft und des Gläubigerschutzes.
Personengesellschaften ruhen in ihrer Gesellschafterstruktur auf dem Prinzip, 

dass grundsätzlich jeder unbeschränkt haftende Gesellschafter geschäftsfüh-
rungs- und vertretungsbefugt ist (vgl. §§  709, 714 BGB, §§  114, 125 HGB) und 
daher am Rechtsverkehr als Organ der Personengesellschaft teilnimmt (sog. 
Selbstorganschaft). Die Organfunktion ist an die Mitgliedschaft gebunden13, so 
dass mit Zusammenschluss von mindestens zwei Personen zu einer Personenge-
sellschaft bereits ipso iure ihre Organe vorhanden sind. Die Personengesellschaft 

10  Ivo, ZEV 2006, 252, 255.
11  MüKo-GmbHG-Reichert/M.-P. Weller, §  15 GmbHG Rn.  438; Michalski-Ebbing, §  15 

GmbHG Rn.  6.
12  Vgl. Koch, Abfindungsbeschränkung und Pflichtteilslast (2014), S.  18.
13  K. Schmidt, Gesellschaftsrecht (2002), S.  409.
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ist also ein „in ihren Mitgliedern lebender“14 Verband. Der personengesell-
schaftsrechtliche Grundsatz der Selbstorganschaft führt dazu, dass die Gesell-
schafter und auch die Personengesellschaft selbst in ihrem wirtschaftlichen Han-
deln von der persönlichen Zusammensetzung des Gesellschafterkreises abhängig 
sind.15 Es bedarf der vertrauensvollen Zusammenarbeit der Gesellschafter.16 
Rechtfertigen lässt sich das Prinzip der Selbstorganschaft mit seiner Anreiz-

funktion. Gesellschafter einer GbR, einer oHG und Komplementäre haften unbe-
schränkt und herrschen kraft ihrer organschaftlichen Befugnisse über die Unter-
nehmensgeschäfte. „Herrschaft und Haftung“17 fallen also zusammen. Dieser 
Gleichlauf, den das Organschaftsmonopol erst ermöglicht, stellt sicher, dass die 
unbeschränkt haftenden Gesellschafter sich darum bemühen, Fehlentscheidun-
gen in der Unternehmensführung zu vermeiden.18 Denn nur, soweit jemand un-
beschränkt haftet, ist sichergestellt, dass er im eigenen Interesse um die wirt-
schaftlich sinnvollste Entscheidung ringt. Mit dieser Anreizfunktion schützt der 
Gleichlauf von Herrschaft und Haftung vor allem die Interessen der Gesellschaft 
und Gesellschafter.19 
Aber auch aus der Perspektive der Gesellschaftsgläubiger sind die Personen-

gesellschafter von entscheidender wirtschaftlicher Bedeutung. Gesellschafter 
einer GbR, einer oHG und Komplementäre haften für Gesellschaftsverbindlich-
keiten gemäß §§  128, 130 HGB (analog) unbeschränkt mit ihrem persönlichen 
Vermögen. Da das Gesetz für Personengesellschaften im Unterschied zu Kapital-
gesellschaften kein Haftungskapital garantiert20, kommt der unbeschränkten Ge-
sellschafterhaftung im Gläubigerschutz ein hoher Stellenwert zu.21 Zentral ist 
wiederum die Rolle der unbeschränkt haftenden Gesellschafter, die für die Kre-
ditwürdigkeit ihrer Personengesellschaften mit Namen und Vermögen einstehen. 
So ist es vor dem Hintergrund des Gläubigerschutzes nicht verwunderlich, dass 
nicht der Gesellschafter-Erblasser allein über die Vererblichkeit des Anteils ent-
scheiden soll, sondern nur im Verbund mit seinen Mitgesellschaftern darüber 
bestimmen kann, die selbst – ebenso wie der Gesellschaftsgläubiger – Interesse 

14  K. Schmidt, Gesellschaftsrecht (2002), S.  410.
15  Vgl BGH, 23.9.1985, NJW 1986, 584, 585; Koch, Abfindungsbeschränkung und Pflicht-

teilslast (2014), S.  16; den persönlichen Charakter relativierend unter Heranziehung der 
Rechtswirklichkeit Jäkel, Beteiligungsfähigkeit Erbengemeinschaft (2007), S.  120 f.

16  BGH, 28.4.1954, BGHZ 13, 179, 183 f.; Koch, Abfindungsbeschränkung und Pflichtteils-
last (2014), S.  18.

17  Dazu K. Schmidt, Gesellschaftsrecht (2002), S.  413 f.
18  K. Schmidt, Gesellschaftsrecht (2002), S.  413.
19  Ibid.
20  Boujong/Ebenroth-Hillmann, §  128 HGB Rn.  1; Crezelius, Unternehmenserbrecht 

(2009), S.  83.
21  Vgl. Koch, Abfindungsbeschränkung und Pflichtteilslast (2014), S.  18.
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an einem solventen Gesellschafternachfolger haben, um diesen gegebenenfalls 
in Regress zu nehmen.22

b) Fremdorganschaft und Gläubigerschutz im Kapitalgesellschaftsrecht

Kapitalgesellschaften sind als juristische Personen vom Wechsel ihrer Gesell-
schafter unabhängig.23 Die Kapitalgesellschaftsebene verselbständigt sich ge-
genüber der Zusammensetzung der Gesellschafter.24 Die Bedeutung der Gesell-
schafterpersönlichkeiten ist im Vergleich zum Personengesellschaftsrecht gering. 
Im Vordergrund steht das Vermögensrecht aus der Beteiligung. Dass es im Kapi-
talgesellschaftsrecht weniger auf die Gesellschafterpersönlichkeiten ankommt, 
veranschaulichen die Prinzipien der Fremdorganschaft und des Gläubigerschut-
zes. Sie verdeutlichen, dass die Nachfolgefrage nicht die Interessen der Gesell-
schaft und Gesellschafter berührt und daher in zwingender Vererblichkeit des 
Anteils dem Gesellschafter-Erblasser überantwortet ist.
So setzen Kapitalgesellschaften keine Organfunktion ihrer Gesellschafter vo-

raus. Ihrem gesetzlichen Leitbild nach können Personen die Geschäfte organ-
schaftlich führen und sie organschaftlich vertreten, ohne Gesellschafter zu sein 
(sog. Fremdorganschaft).25 Über gesetzlich vorgesehene Organe wie zum Bei-
spiel den Vorstand einer AG (§§  76 ff. AktG) und den Geschäftsführer einer 
GmbH (§§  35 ff. GmbHG) vermögen Dritte diese Aufgaben zu übernehmen. Die 
Geschäfte können somit unabhängig vom Gesellschafterbestand fortgeführt 
werden.
Anders als bei Personengesellschaften, für deren Verbindlichkeiten Komple-

mentäre, GbR- und oHG-Gesellschafter mit ihrem Privatvermögen unbeschränkt 
haften, ist die Haftung für Verbindlichkeiten einer Kapitalgesellschaft in der Re-
gel auf das Gesellschaftsvermögen beschränkt (vgl. §  13 Abs.  2 GmbHG).26 Aus 
Gläubigersicht ist daher nicht die Kreditwürdigkeit der Gesellschafter, sondern 
der Stammkapitalschutz entscheidend, der in den Vorschriften zur Kapitalauf-
bringung und Kapitalerhaltung (§§  19, 30, 31 GmbHG sowie §§  27, 54, 57 AktG) 
verwirklicht ist.27 Gläubigerinteressen sprechen also nicht dafür, die Nachfolge-

22  Anspruchsgrundlage für den Regress ist §  110 Abs.  1 Var. 1 HGB in der Form des Auf-
wendungsersatzes, vgl. Henssler/Strohn-Finckh, §  110 HGB Rn.  10.

23  MüKo-AktG-Heider, §  1 AktG Rn.  14; Crezelius, Unternehmenserbrecht (2009), S.  91, 
261.

24  Crezelius, Unternehmenserbrecht (2009), S.  261 („Abstrahierung“).
25  Für die GmbH: §  6 Abs.  3 S.  1 GmbHG; K. Schmidt, Gesellschaftsrecht (2002), S.  409. 
26  MüKo-AktG-Heider, §  1 AktG Rn.  14.
27  Eingehend dazu K. Schmidt, Gesellschaftsrecht (2002), S.  1112–1150 (für die GmbH) 

und S.  881–896 (für die AG). 
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entscheidung in weitere Hände als die des Gesellschafter-Erblassers zu legen, da 
sie bereits von Gesetzes wegen in ihren Haftungsinteressen geschützt sind.

c) Ergebnis zum dogmatischen Hintergrund

Im Personengesellschaftsrecht ist der Gesellschaftsanteil typischerweise ein 
Mitgliedschaftsrecht28, das in der Regel29 zu Geschäftsführung und Vertretung 
der Personengesellschaft berechtigt (vgl. §§  709, 714 BGB, §§  114, 125 HGB). 
Den Gesellschaftern kommt also ein hohes Maß an Einflussmöglichkeiten auf 
die Geschicke der Personengesellschaft zu, sie sind nicht beliebig austauschbar. 
Mit der Bedeutung der Gesellschafterposition korrespondiert der gesellschafts-
vertragliche Regelungsanspruch der Personengesellschafter: Würde das Perso-
nengesellschaftsrecht die Vererblichkeit von Gesellschaftsanteilen zwingend 
anordnen, so bliebe die Nachfolgeentscheidung allein der erbrechtlichen Verfü-
gungsmacht des Gesellschafter-Erblassers überlassen. Den übrigen Gesellschaf-
tern wäre jeder Einfluss auf die Nachfolgefrage entzogen. Dieses Ergebnis hat 
der Gesetzgeber für unbillig empfunden und den Gesellschaftern zugestanden, 
über die Vererblichkeit ihrer Anteile gesellschaftsvertraglich entscheiden zu 
können.
Im Kapitalgesellschaftsrecht hingegen sind Gesellschaftsanteile vor allem ein 

Vermögenswert, ihnen fehlt ihrem gesetzlichen Leitbild nach die personalisti-
sche Prägung ihrer Gesellschafter. Aus dem Kapitalgesellschaftsrecht ergeben 
sich daher keine rechtlichen Einwände gegen eine rein erbrechtliche Nachfolge-
regelung.30

II. Nachlasszuordnung

Ein weiteres Konfliktfeld, in dem Erb- und Gesellschaftsrecht aufeinandertref-
fen, ist die Frage der Nachlasszuordnung. Unter den Begriff der Nachlasszuord-
nung sind verschiedene Regelungskonflikte zu fassen. Zum einen ist der tatbe-
standlichen Frage nachzugehen, ob sich der Nachfolgevorgang nach dem Erb- 
oder Gesellschaftsrecht richtet. Zum anderen ist auf der Rechtsfolgenseite zu 
klären, welches der beiden Regelungsregime die Zugehörigkeit zum Nachlass 
bestimmt und welches über die Zuordnung des Anteils bei Erbenmehrheit ent-
scheidet.

28  Vgl. K. Schmidt, Gesellschaftsrecht (2002), S.  207 f.
29  Eine Ausnahme besteht insofern für den Kommanditisten, der gemäß §§  164, 170 HGB 

von den selbstorganschaftlichen Befugnissen ausgeschlossen ist.
30  Vgl. Crezelius, Unternehmenserbrecht (2009) S.  91, 261.
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